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Vorwort











Im Rahmen ihrer europapolitischen Arbeit hat sich die Bertelsmann Wissenschaftsstiftung in Zusammenarbeit mit der Forschungsgruppe Europa am Centrum für angewandte Politikforschung in den vergangenen Jahren mit der Notwendigkeit struktureller Reformen auf europäischer Ebene beschäftigt. Die Partner haben sich zum Ziel gesetzt, durch das Aufzeigen von Problemfeldern und die Bereitstellung entsprechender Lösungsoptionen neue Impulse für die Zukunft der europäischen Integration zu entwickeln, und diese aktiv in die europapolitische Debatte einzubringen. 


Im Hinblick auf die Aufgaben der kommenden Jahre steht die Politik vor der Herausforderung der Rekonstruktion europäischer Solidarität. Es geht darum, den Gesellschaftsvertrag zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union neu zu schließen, um den Zusammenhalt der Gemeinschaft im Prozeß ihrer Öffnung für weitere Mitglieder zu bewahren. Dazu ist eine weitreichende Reform der Agrar- und Strukturpolitik sowie eine zukunftsfähige Austarierung des gemeinsamen Finanzrahmens nötig. Den Rahmen dieser Reformen hat die Kommission mit der Agenda 2000 vorgezeichnet. 


Die Verhandlungen drohen aber in einer hart umkämpften Be-sitzstandswahrung zu versanden. Im folgenden sollen daher die Reformbereiche der Agenda 2000 in den Prozeß der europäischen Integration eingebettet und die neuralgischen Punkte auf dem Weg zu einer Gesamtlösung aufgezeigt werden. Auf diese Weise hoffen die Projektpartner einen Beitrag für einen Verhandlungserfolg zu liefern, der über Millimeterkorrekturen hinaus den Weg für die Erweiterung der Europäischen Union öffnet.
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�
Welches Europa wollen wir? – Solidarität als Essenz der europäischen Integration











Mit der Einführung des Binnenmarkts und der gemeinsamen Währung, dem Aufbau einer Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik sowie der Gründung eines gemeinsamen Raumes der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts für die Unionsbürger hat der europäische Integrationsprozeß eine neue Qualität erreicht. Gleichzeitig wird die europäische Politik mit neuen Zielen und Wünschen konfrontiert:


–	Die Bürger fordern einen Mehrwert der Gemeinschaftspolitiken gegenüber nationalen Regelungen. Falls dieser nicht verdeutlicht wird, droht die jahrzehntelang selbstverständliche Zustimmung zur europäischen Einigung zu schwinden. 


–	Im Kreise der Mitgliedstaaten stellt sich die Frage der Kompetenzverteilung und der Finanzierung der Union, um eine neue Balance zwischen der mitgliedstaatlichen und der europäischen Ebene sowie eine ausgewogenere Belastung und Begünstigung der einzelnen Mitgliedstaaten zu erzielen. 


–	Die Staaten Mittel- und Osteuropas wünschen nach dem Ende des Ost-West-Konfliktes einen raschen Beitritt zur Union. Ohne tiefgreifende Reformen ihrer gemeinsamen Institutionen und Politiken erweitert sich die Union jedoch zur Unregierbarkeit. 


–	Europa will seinen Platz in der Welt behaupten, indem es zum einen seine außenpolitische Handlungsfähigkeit stärkt und zum anderen seiner wirtschaftlichen Stellung auf globaler Ebene gerecht wird. 


Die Europäische Union steht damit vor einem neuen Anpassungs- und Reformdruck von innen wie von außen. Rechtzeitig vor dem großen Schritt ins nächste Jahrtausend muß die Union daher eine qualitative Entwicklungsinitiative im Rahmen ihres fortwährenden Systemwandels unternehmen, um ihre Zukunftsfähigkeit zu bewahren. Im Brennpunkt der unmittelbaren Anforderungen an die Europäische Union steht dabei die Umgestaltung der Agrar- und Strukturpolitik sowie die langfristige Finanzierung der Gemeinschaftspolitiken. Nur durch eine Neugestaltung dieser Politikfelder können die internen Ungleichgewichte beseitigt, die Erweiterung vorbereitet und die Anforderungen an eine wettbewerbsfähige Landwirtschaft erfüllt werden.


Mit der Agenda 2000 liegt ein Entwurf vor, mit dessen Hilfe eine für alle Mitgliedstaaten akzeptable Reform der Gemeinschaftspolitiken erfolgen soll. Sie ist der Versuch, der Reform- und Erweiterungsdebatte die Schärfe der reinen Kostenfixierung zu nehmen – genau darauf läuft die politische Diskussion jedoch im Moment hinaus. Denn trotz des Kompromißcharakters der Reformvorschläge haben sich Gegner der Agenda 2000 in allen EU-Mitgliedsländern formiert. Die Vielfalt und Unvereinbarkeit der widerstreitenden Interessen läßt befürchten, daß sogar die Kompromißformeln der Kommission in den Mühlen des politischen Diskurses aufgerieben werden. Zum einen sollten Partikularinteressen nicht die berechtigten Interessen der Bürger und Steuerzahler überlagern und zum anderen darf die Ausgestaltung der Reformen nicht auf eine reine Kosten-Nutzenrechnung reduziert werden. 


Die Debatte um die Agenda 2000 ist daher auf eine breitere Grundlage zu stellen, indem die politisch-philosophischen Leitlinien der europäischen Einigung berücksichtigt werden. Denn der Grad der Bereitschaft, finanzielle Ungleichgewichte und Ausgleichsmaßnahmen zu tragen, zeugt vom Ausmaß der gemeinsamen Solidarität. Lediglich ein hoher Grad an Solidarität ermöglicht es, ein für alle Mitgliedstaaten und ihre Bürger erstrebenswertes Maß an wirtschaftlicher und sozialer Kohäsion zu erreichen, das den am meisten benachteiligten Regionen auch künftig Entwicklungschancen bietet. Die einfache Verlängerung der bisherigen Solidarstrukturen und ihrer Entscheidungsverfahren wird dagegen an der Frustration der Nettozahler und der Konkurrenz der Empfängerregionen scheitern. Gelingt kein Ausgleich, so wird die Solidargemeinschaft der Europäer erodieren; Europa wird in kleine Solidarräume zerfallen und einen Hauptbestandteil seiner Identität in Frage stellen. Das Risiko eines Solidarbruchs und der Identitätskrise erfordert mehr als die Reform von Politiken und Finanzausstattung nach dem Muster gradueller Anpassungen. 


Schon heute, nach der Einführung der gemeinsamen Währung und vor dem Beitritt weiterer Staaten, weist das Solidargefüge Europas erkennbare Risse auf. Die Konfliktlinien zwischen Nettozahlern und Empfängern scheinen schärfer gezogen als in früheren Phasen; die Beschäftigungskrise verstärkt die Binnenorientierung der einzelstaatlichen Politik; die mangelnde Effizienz des Mitteleinsatzes in den Strukturfonds belastet das Verhältnis unter den Mitgliedstaaten ebenso wie die Anpassungserfordernisse im Zuge der Einführung der Währungsunion, die in einzelnen Staaten phasenweise weniger als gemeinsame Herausforderung denn als Bevormundung empfunden wurden. Über allem hängt die Vorahnung künftiger Konflikte: im Wettbewerbseffekt und angesichts der Kostentransparenz des Euro genauso wie in der Konkurrenz um Marktanteile, Standorte und Subventionen im Prozeß der Erweiterung. Nötig wird deshalb die Rekonstruktion europäischer Solidarität innerhalb des Anpassungs- und Reformprozesses der kommenden Jahre.


�
II.	Die Macht der Geschichte –										Nationale Interessengegensätze auflösen 











Zum Ausgleich der nationalen Interessengegensätze ist es dringend erforderlich, daß sich innerhalb der Europäischen Union Koalitionen bilden, die gemeinsame Positionen definieren und deren Umsetzung forcieren. Im Laufe des Integrationsprozesses hat sich gezeigt, daß wesentliche Reformschritte auf europäischer Ebene maßgeblich auf die deutsch-französische Kooperation zurückzuführen sind. Die kreative Dynamik, die daraus erwachsen ist und die über Jahrzehnte hinweg der Motor auf dem Weg zu einem geeinten Europa war, sollte auch zur nötigen Reform der Agrar- und Strukturpolitik sowie zur Aushandlung einer fairen Lastenverteilung genutzt werden. 


Dabei darf nicht übersehen werden, daß Deutschland und Frankreich unterschiedliche Rahmenbedingungen und Interessenlagen aufweisen:


–	Für Deutschland steht die Verbesserung der Nettozahler-Position im Vordergrund, die die Kommission in der Agenda 2000 zunächst gar nicht berücksichtigt hatte. Durch eine Ausweitung der nationalen Kofinanzierung vor allem in der Agrarpolitik könnte der deutsche Finanzbeitrag gesenkt werden. Gleichzeitig widerspricht eine weitreichende Agrarreform aber der Grundhaltung der deutschen Landwirtschaft, sich gegenüber dem internationalen Wettbewerb mittels Außenschutz und binnenwirtschaftlicher Preisstützung abzuschotten. Bei der Reform der Strukturpolitik steht von deutscher Seite aus die Erhaltung der Ziel 1-Förderung für Ostdeutschland im Vordergrund. Darüber hinaus muß die deutsche Position die unterschiedlichen Interessen der Bundesländer berücksichtigen, die je nach wirtschaftlicher Lage für eine Beibehaltung der europäischen Subventionen oder für eine höhere regionale Eigenverantwortlichkeit plädieren.


–	Für Frankreich hingegen – einem der größten Erzeuger landwirtschaftlicher Produkte und einem der wichtigsten Agrarexporteure der Welt – bildet die Agrarpolitik einen wesentlichen Bestandteil der europäischen Integration. Eine (Teil-)Renationalisierung würde aus französischer Sicht bisherige Integrationserfolge und die weitere Vertiefung der Integration in Frage stellen. Eine Renationalisierung der Gemeinsamen Agrarpolitik könnte als Einstieg in den Ausstieg Deutschlands aus den Gemeinschaftspolitiken gewertet werden. Allerdings genießt Frankreich in der Agrarpolitik deutliche Vorteile im Vergleich zu Deutschland gemessen an der Wirtschaftskraft der beiden EU-Mitglieder. Eine finanzielle Besserstellung Deutschlands sollte daher selbst unter Inkaufnahme einer höheren Belastung Frankreichs akzeptiert werden, wenn die Reformen die besondere Rolle der Agrarwirtschaft in Frankreich berücksichtigen und nicht zu einer Entsolidarisierung oder Aufweichung des erreichten Integrationsstandes führen. Im Vergleich zu Deutschland spielt die Ziel 1-Förderung im Rahmen der europäischen Strukturpolitik eine untergeordnete Rolle. Dennoch fällt die Bilanz der Strukturförderung auch in Frankreich positiv aus. Vor allem zur industriellen Umgestaltung leistet die europäische Strukturpolitik einen wichtigen Beitrag. Daher ist die Fortführung der bisherigen Ziel 2-Förderung für Frankreich von großer Bedeutung.


Allerdings werden sich die bisherigen Nettoempfänger gegen einen Verlust der Transferzahlungen aus dem EU-Haushalt wehren, der mit einer finanziellen Besserstellung Deutschlands unweigerlich verbunden wäre. Eine Überwindung des zu erwartenden Widerstands zugunsten Deutschlands ist überhaupt nur mit Unterstützung Frankreichs denkbar. Die besonderen Anliegen auf deutscher und französischer Seite sind daher durch einen Kompromiß in der Reformdebatte konstruktiv in die Zukunftsgestaltung Europas einzubauen, wenn die Interessengegensätze in der EU zur Agenda 2000 erfolgreich überwunden werden sollen.


�
III.	Den Wandel wagen – 	Zur Reform der Agrarpolitik











Die grundlegenden Ziele der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) sind die Sicherung der europäischen Ernährungsbasis, die Stärkung der europäischen Landwirtschaft im internationalen Wettbewerb, die Sicherung der landwirtschaftlichen Einkommen, die Verbesserung des Verbraucher- und Umweltschutzes sowie die Bewahrung und Entwicklung des ländlichen Raums. Zur Umsetzung dieser Ziele ist eine Fortführung und Ausweitung der 1992 begonnenen Reform der Agrarpolitik unabdingbar, da die GAP noch immer eine Reihe gravierender Defizite aufweist:


–	Die europäischen Agrarmarktpreise liegen weit über dem Weltmarkt-Niveau. Große Teile der landwirtschaftlichen Produkte können nur dank hoher Exportsubventionen in Drittstaaten abgesetzt werden. Dies läuft den Zielen der nächsten WTO-Verhandlungen zuwider.


–	Die hohen produktionsgebundenen Ausgleichszahlungen lassen nicht nur die Nahrungsmittelberge und -seen erneut anwachsen, sondern führen auch dazu, daß rund 20% der Landwirte mit den größten Betrieben etwa 80% der GAP-Mittel erhalten.


–	Die GAP wäre nach der Erweiterung nicht mehr zu finanzieren, da sich die landwirtschaftliche Nutzfläche durch den Beitritt der MOE-Staaten um die Hälfte vergrößern und die Zahl der in der Landwirtschaft beschäftigten Personen verdoppeln würde.


Die in der Agenda 2000 und den darauf aufbauenden Kommissionsdokumenten vorgeschlagenen Reformen sollen diese Mißstände abbauen, indem


–	das Preisniveau europäischer Agrargüter durch eine Reduzierung der Preisstützungen an das Weltmarktniveau herangeführt wird;


–	die Einkommensausfälle aufgrund niedrigerer Preisstützungen durch direkte Einkommensbeihilfen für die Landwirte ersetzt und Umweltziele in den Ausgleichszahlungen einbezogen werden;


–	die Ausgleichszahlungen zum Teil durch eine nationale Kofinanzierung getragen werden, um auf diese Weise auch zu einer Entlastung unausgewogener Nettozahler-Positionen zu kommen;


–	große Betriebe degressiv weniger Geld erhalten;


–	die MOE-Staaten durch Übergangsfristen von den Subventionsmechanismen der GAP ausgeschlossen bleiben. Andernfalls entstünde durch die hohen EU-Garantiepreise ein erheblicher Produktionsanreiz für die Landwirtschaft der Beitrittskandidaten, da deren Agrarpreise derzeit nur bei 50-70 Prozent des EU-Niveaus liegen.


Die beiden Kernpunkte der Reformdiskussion bilden die Akzeptanz der Absenkung der Preisstützung sowie die nationale Kofinanzierung der dadurch notwendigen Ausgleichszahlungen für die Landwirte, da sie tief in die bestehende Struktur der Agrarpolitik eingreifen würden.





Senkung der Preisstützungen und direkte Einkommensbeihilfen


Eines der Hauptargumente gegen die Senkung der Preisstützungen und deren Ersetzen durch direkte Einkommensbeihilfen ist die Furcht der Landwirte vor gravierenden Einkommenseinbußen, was die Aufgabe ihrer Höfe zur Folge haben könnte. Langfristig ist der Rückzug aus der Preisstützung jedoch nicht zu verhindern, da sich die marktwirtschaftlichen Gesetzmäßigkeiten auf Dauer nicht außer Kraft setzen lassen. Entscheidend für den Zugewinn an Handlungsspielraum ist daher die öffentliche Darstellung der Notwendigkeit und der Folgen einer agrarpolitischen Reform gegenüber den europäischen Landwirten. Neue Studien zeigen, daß die Aussagen über die Einkommenswirkungen der Reform revidiert werden müssen, da die Einkommensverluste auch beim Ersetzen der Preisstützungen durch direkte Beihilfen nicht so drastisch ausfallen werden, wie dies von einzelnen Interessengruppen dargestellt wird.


Der weitere Übergang zu direkten Einkommensbeihilfen für die Landwirte stimmt aus makroökonomischer Sicht sowohl mit den Interessen der Mitgliedstaaten mit einem geringen Landwirtschaftssektor, als auch mit denen großer Agrarproduzenten überein. Denn bei einer Politik niedriger Agrarpreise kämen die komparativen Vorteile der unterschiedlichen Agrarsektoren der Mitgliedstaaten wieder stärker zum Tragen. Die Preissenkungen sollten aber aufgrund der zu erwartenden Entwicklung der Weltmarktpreise nicht zu gravierend und die Erstattungen nicht völlig von der Produktion losgelöst sein.


Als gemeinschaftliche Lösung bietet sich somit an, die Vorschläge der Kommission zur Preissenkung im wesentlichen zu akzeptieren. Der Ausgleich der Preisstützungen durch direkte Zahlungen muß aber unter Effizienz- und Transparenzkriterien erfolgen. Er darf nicht mit einer Erhöhung des Verwaltungsaufwandes verbunden sein oder dazu führen, daß die entsprechenden Regelungen für die Betroffenen nicht mehr nachvollziehbar sind.





Kofinanzierung ist keine Renationalisierung


Ein einsichtiger und effektiver Ansatz zur Verbesserung der Nettozahler-Position einiger Mitgliedstaaten ist die nationale Kofinanzierung der direkten Ausgleichszahlungen an die Landwirte. Eine Kofinanzierung der Direktbeihilfen von 25% würde für Deutschland bereits eine Entlastung von 0,7 Mrd. Euro bedeuten. Frankreich, Spanien und Griechenland hingegen müßten mit einem aus dem nationalen Haushalt zu finanzierenden Mehraufwand von rund 0,5 Mrd. Euro rechnen. Um die Einbindung der größten Nettozahler und ihre Bereitschaft für weitere Integrationsschritte zu wahren, sollten die bisherigen Nutznießer der Preisstützungen aber eine Reduzierung ihrer Rückflüsse in der Agrarpolitik akzeptieren. Dies gilt umso mehr, da einige Mitgliedstaaten in den letzten Jahren im Agrarsektor überdurchschnittlich von der Gemeinschaftspolitik profitiert haben.


Eine nationale Kofinanzierung unterstreicht zudem die Mitverantwortung der Mitgliedstaaten an der gemeinsamen Agrarpolitik. Weder der Gemeinschaftscharakter der GAP noch die Gesamtbeihilfen für die Landwirtschaft wären in Frage gestellt, da die Voraussetzungen für die Zahlungen weiterhin Teil der gemeinsamen Agrarpolitik blieben. Da eine nationale Kofinanzierung auch in anderen Gemeinschaftspolitiken und -programmen üblich ist, sollte diese Reform nicht unter dem Signum der Renationalisierung, sondern einer fairen Lastenverteilung gesehen werden. Die Vorteile einer Senkung der Preisstützung und einer nationalen Kofinanzierung der notwendigen Ausgleichszahlungen liegen auf der Hand: 


–	Durch die Annäherung der Preise an das Weltmarktniveau steigt die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Agrarprodukte.


–	Dadurch erhält die Union eine günstigere Ausgangsposition für die multilateralen Verhandlungen im Rahmen der WTO.


–	Die Kürzung der für die Agrarpolitik erforderlichen Mittel erleichtert die Nettozahler-Problematik.


–	Zudem ist eine solche Reform ein politisches Signal an die mittel- und osteuropäischen Staaten, ihre Agrarpolitik nicht an der überkommenen Subventionskultur der Union auszurichten, und ein erster Schritt zur Finanzierung der Erweiterung der Europäischen Union.


Damit würden Deutschlands wie Frankreichs gesamtwirtschaftliche Interessen an einer marktwirtschaftlichen Politik und einem freieren internationalen Handel in stärkerem Maße als bisher berücksichtigt und die langfristig erforderliche Reform der EU-Agrarpolitik ein großes Stück vorangebracht. Denn die Zielperspektive der GAP sollte ein Binnenmarkt für wettbewerbsfähige Agrarprodukte sein, in dem die Wettbewerbsvorteile der Produktionsstandorte zur Geltung kommen können.


�
IV.	Die Rekonstruktion der Solidarität – 								Zur Reform der Strukturpolitik











Ziel der europäischen Strukturpolitik ist die Stärkung des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts sowie eine Angleichung – keine Gleichmachung – der Lebensverhältnisse. Der Strukturpolitik kommt damit auch eine Lenkungsfunktion zu, die die Kluft zwischen Arm und Reich innerhalb der Union zu verringern sucht. Sie verkörpert einen Grundgedanken der europäischen Integration – die wirtschaftliche und soziale Kohäsion. 


Um den Rückstand der am stärksten benachteiligten Gebiete abzubauen und Arbeitsplätze zu schaffen oder zu erhalten, wurden seit den 70er Jahren zunehmend Gemeinschaftsmittel in die Strukturpolitik investiert. Da die Verteilung dieser Mittel von einer einstimmigen Entscheidung aller Mitgliedstaaten abhängt und alle Beteiligten von diesen Rückflüssen profitieren wollen, wurden sowohl die Ziele, die Fonds sowie die Verfahren immer weiter ausdifferenziert. Eine Reform der Strukturpolitik ist für die nächste Förderperiode nun unabdingbar, denn


–	eine Konzentration der Mittel ist der einzige Weg, um dem bisherigen “Gießkannenprinzip“ zu begegnen. Nach den bisherigen Regeln werden durch sieben Ziele die unterschiedlichsten Regionen gefördert, in denen insgesamt über 50% der EU-Bevölkerung leben.


–	die Effizienz des Mitteleinsatzes muß verbessert werden. Es bestehen zu viele Gemeinschaftsinitiativen und Fonds, die zu wenig an Erfolgskriterien ausgerichtet sind. Dies führt zu einer mangelnden Wirksamkeit der Mittelvergabe und einer Überschneidung der Zielförderung.


–	auch die Strukturpolitik muß den Anforderungen des Subsidiaritätsprinzips entsprechen. Die betroffenen Regionen sind zuwenig an der konkreten Ausgestaltung der Strukturpolitik beteiligt.


–	die Osterweiterung muß vorbereitet werden. Ohne eine Reform der Strukturpolitik oder lange Übergangsfristen hätten alle Beitrittskandidaten Anspruch auf erhebliche Mittel im Rahmen der Ziel 1-Förderung. Damit wäre die gemeinsame Strukturpolitik nicht mehr zu finanzieren.





Die Agenda 2000 will diesen Defiziten durch eine Reform der Strukturpolitik begegnen, indem


–	die Anzahl der Ziele formal auf drei reduziert und der Anteil der geförderten Bürger auf 35-40% beschränkt werden soll.


–	Anreizstrukturen durch die Bildung von Leistungsreserven geschaffen werden, die nur bei einem erfolgreichen Projektverlauf ausgezahlt und mit einer Vereinfachung des Verwaltungsaufwands verbunden würden.


–	die Verantwortung für die Umsetzung strukturpolitischer Maßnahmen von einer möglichst bürgernahen Verwaltungsebene wahrgenommen werden soll, um damit eine stärkere Beachtung des Subsidiaritätsprinzips zu gewährleisten.


–	Heranführungshilfen für die Beitrittskandidaten und zusätzliche Mittel für die künftigen Mitglieder bereitgestellt werden. Als Einschränkung gilt, daß durch ein Auszahlungslimit von 4% des BIP einerseits die Absorptionsfähigkeit der MOE-Staaten nicht überfordert wird und andererseits dadurch eine automatische Kappungsgrenze für Forderungen der MOE-Staaten entsteht.


Eine erfolgreiche Reform der Strukturpolitik hängt somit vor allem davon ab, ob diese letztlich zu einer Konzentration der Fördermittel und zu einer effizienten Mittelzuteilung und -verwendung beiträgt.





Konzentration der Fördermittel


Die Konzentration der Fördermittel muß den Schwerpunkt der Reform der Strukturpolitik bilden, da nur auf diesem Wege genügend Mittel für die tatsächlich bedürftigen Regionen sowie für die Erweiterung frei gemacht werden können. Für Ziel 1 sollte das 75%-Kriterium – nach dem nur Regionen gefördert werden sollen, deren Pro-Kopf-BIP unter 75% des EU-Durchschnitts liegt – der einzige Maßstab der Förderwürdigkeit bleiben. Da eine Region beim Überschreiten dieser Grenze aber nicht sofort aus der Förderung herausfallen kann, sollte diese durch ein abgestuft-degressives System ergänzt werden, um so auch den Übergang beim Auslaufen der Mittel für die betroffene Region kalkulierbar zu gestalten. Eine großzügige Übergangsregelung wird insbesondere nötig, da vor allem in den Kohäsionsländern in absehbarer Zeit zentrale Regionen (Athen, Irland fast komplett, Valencia, Lissabon) aus der Förderung fallen werden. Damit verlören diese Staaten massiv an Förderung; ihr Aufholprozeß – der im Interesse aller Mitgliedstaaten liegt – würde gebremst. 


Neben der Konzentration auf Ziel 1 sollte eine Bevölkerungs-Plafondlösung für Ziel 2 angestrebt werden, die die konkrete Auswahl den Mitgliedstaaten bzw. – je nach nationalem Modell – den Regionen überläßt. Die ökonomische Ausrichtung des Ziels 1 könnte so durch ein politisch variables Ziel 2 ergänzt werden, das auch den spezifischen Interessen der westdeutschen Bundesländer und betroffener Regionen Frankreichs entgegenkommt. Gleiches gilt für das in der Agenda 2000 vorgeschlagene neue Ziel 3. Auch hier sollte die Mittelverteilung innerhalb bestimmter Bandbreiten nach dem Subsidiaritätsprinzip den Mitgliedstaaten bzw. ihren Regionen überlassen werden.


Die regionale und problemspezifische Konzentration der Strukturziele ist an eine Reduzierung des Gesamtbetrages der Strukturfonds sowie eine durchgängig bei 50% anzusiedelnden Kofinanzierungsgrenze zu koppeln. Die Gemeinschaftsinitiativen sollten auf das Programm INTERREG beschränkt werden, um eine Zielüberschneidung zu vermeiden und durch eine stärkere Förderung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit originär “europäische Projekte“ zu entwickeln.


Auf diese Weise könnte für Deutschland die Förderung Ostdeutschlands erhalten bleiben und gleichzeitig eine weitere Verschlechterung des relativen Nettobeitrages vermieden werden. Den alten Bundesländern wie auch Frankreich wäre vor allem durch eine flexible Verteilung des zu fördernden Bevölkerungsplafonds gedient. Die Konzentration der Strukturfondsmittel bildet eine wichtige Weichenstellung für die Zukunft. Um sie einzuleiten, ist eine befristete Fortführung des Kohäsionsfonds für die kommende Finanzperiode vertretbar. Allerdings sollten sowohl die Fortführung als auch das Auslaufen des Kohäsionsfonds an feste Kriterien geknüpft werden, um dem Besitzstandsdenken unter den Mitgliedstaaten entgegenzuwirken. Eine unbegrenzte Fortführung des Kohäsionsfonds und ein Scheitern der Konzentration der Strukturfondsmittel wäre mit Blick auf die Erweiterung ein “ungedeckter Wechsel“ auf die Zukunft.





Effizienz der Mittelzuteilung und -verwendung


Die Vorschläge der Kommission zur Vereinfachung der Mittelzuteilung weisen in die richtige Richtung. Ergänzend sollten die Verwaltungsregeln aller Fonds harmonisiert werden, um die Kontrolle und Konzentration der eingesetzten Finanzmittel zu gewährleisten. Aus Effizienzgründen sind zudem die Verbesserung der Anreizstrukturen durch eine Senkung der gemeinschaftlichen Beteiligung auf durchweg 50% und die Aufstellung strikterer Vorgaben für die Evaluierung der Programme nötig. Nur so würde sichergestellt, daß prioritär ökonomisch vielversprechende Projekte gefördert werden. Allerdings sollte die Gemeinschaft, die Möglichkeit der Erhöhung ihres Anteils um 5-10 Punkte erhalten, wenn die Ziele des Projektes sowie die finanzielle Situation des Empfängers dies rechtfertigen. Dieser Bonus muß jedoch im Zuge der Projektevaluierung durch die Einführung von Erfolgskriterien gerechtfertigt werden.


Stärker als bisher sollten die Regionen selbst an der Entwicklung der Gemeinschaftlichen Förderkonzepte und der Operationellen Programme beteiligt werden. Auf europäischer Ebene ist die Legitimation der Strukturpolitik dadurch zu stärken, daß der Ausschuß der Regionen stärker in die Entwicklung der Fondsverordnungen eingebunden wird. Die Strukturpolitik dient einem gesamteuropäischen Ausgleichsziel, ihre Akzeptanz sollte daher auf allen Ebenen abgesichert werden.


�
V.	Eine faire Lastenverteilung schaffen – Zur Reform der Finanzverfassung











Die Ausgestaltung der Gemeinschaftspolitiken hat in den letzten Jahren zu einer unausgewogenen Lastenverteilung unter den EU-Mitgliedstaaten geführt. Die Nettozahler, vor allem Deutschland, zahlen im Vergleich zu ihrem Wohlstandsniveau unverhältnismäßig mehr in den EU-Haushalt ein als sie in Form von Agrar- und Strukturhilfen zurückerhalten. Andere Staaten mit vergleichbarem Pro-Kopfeinkommen profitieren hingegen von dem jetzigen Verteilungsschlüssel. So nimmt Frankreich dank der verhältnismäßig hohen Rückflüsse aus der Agrarpolitik im Verhältnis zu seinem Wohlstandsniveau eine bessere Position ein als Deutschland. Eine Veränderung des Status quo liegt somit zunächst nicht im Interesse der bisherigen Nutznießer. Allerdings wird mittlerweile in vielen Mitgliedstaaten die derzeit einseitige Belastung Deutschlands anerkannt. In Anlehnung an die britische Rabattregelung sollte grundsätzlich die Schonung der Nettozahler beachtet werden – dies kann nur durch eine allgemeingültige Begrenzung geschehen, die in Zukunft auch anderen Mitgliedstaaten zugutekommen würde.





Einführung einer Kappungsgrenze


Die Vorschläge der Agenda 2000 laufen trotz dieser Ausgangslage darauf hinaus, das gegenwärtige Finanzsystem beizubehalten. Aufgrund der sich verschärfenden Nettozahler-Debatte hat die Kommission im Oktober 1998 eine Reihe von Vorschlägen zur Verbesserung der relativen Finanzierungsgerechtigkeit unterbreitet. Neben der bereits genannten nationalen Kofinanzierung der direkten Einkommensbeihilfen in der Agrarpolitik ist die Einführung einer Kappungsgrenze bei den Nettobeiträgen von besonderer Tragweite.


Nach den Vorschlägen der Kommission kann diese Grenze bei 0,3% des nationalen BIP festgelegt werden. Dies bedeutete für Deutschland eine Entlastung – je nach Erstattungssatz – von bis zu 2,7 Mrd. Euro. Da aber auch die übrigen Nettozahler in den Genuß einer relativ hohen Entlastung kämen, hätte das Modell eine erhebliche Mehrbelastung für die jetzigen Empfänger zur Folge. Andererseits können die derzeitigen Empfänger nicht auf einer unverminderten Fortführung der Zahlungen bestehen, da sie die Bereitschaft der Nettozahler zur Fortführung der Solidarität zwischen den Mitgliedstaaten untergraben würden. 


Es sollte daher eine Kappungsgrenze eingeführt werden, die die absoluten, zyklischen Spitzen der Nettozahler – die über 0,5 bis 0,6% des BIP hinausgehen – begrenzt, ohne die anderen Mitgliedstaaten übermäßig zu belasten. Die Einführung einer allgemeinen Kappungsgrenze in Verbindung mit der oben skizzierten Reform der Agrarpolitik könnte zudem die einzige Möglichkeit sein, um die britische Regierung zu einem Verzicht auf die gesonderte Rabattregelung zu bewegen. Denn auch Großbritannien hätte somit einen expliziten Schutz, da die gemeinsam festzulegende Kappungsgrenze in Zukunft verhindern würde, daß ein Mitgliedstaat über die festzulegende “Solidaritätsgrenze“ hinaus zu Zahlungen verpflichtet ist.





Anpassung des EU-Haushaltes an die künftigen Aufgaben


Die Reformen, die sich abzeichnen, sind nur dazu geeignet, zu einer neuen Ausgewogenheit zwischen den bisherigen 15 EU-Mitgliedstaaten zu kommen. Ein vollständiger Beitritt der zehn MOE-Staaten sowie Zyperns und Maltas kann auf der Grundlage dieser Anpassungen nicht erfolgen. Die MOE-Staaten müßten durch langfristige Übergangsregelungen aus der Verteilungswirkung von 80% des Gemeinschaftshaushalts weitgehend herausgehalten werden. Dies entspricht nur einer Mitgliedschaft zweiter Klasse, durch die die schwächeren Staaten kaum den Anschluß an den vorauseilenden Integrationskern schaffen können. Damit bliebe auch die politisch-philosophische Grundlage der Solidargemeinschaft auf die EU-15 begrenzt. Im Zuge der Erweiterung und jenseits des Finanzrahmens 2000 bis 2006 kann die Höchstgrenze des Haushalts von 1,27% des EU-BSP kein Tabu bleiben. In Verbindung mit weiteren Reformen der Agrar- und Strukturpolitik ließen sich durch eine an den europapolitischen Zielsetzungen ausgerichtete Anpassung des EU-Haushaltes die Prinzipien der Solidarität und Kohäsion auch auf die künftigen Mitgliedstaaten ausdehnen.


Die EU-Ausgaben müssen zudem realistisch zur neuen Rolle des großen Europa in einer globalisierten Welt gesehen werden. Europa wird darin eine gewichtige Rolle spielen. Zur Erfüllung der zahlreichen europäischen Aufgaben und zur Verbesserung der Beitragsgerechtigkeit wird eine Steigerung der EU-Ausgaben in Bereichen wie Verteidigungs- und Sicherheitspolitik, Forschung und Entwicklung oder Umweltschutz nötig werden. Diese Politiken kommen allen Mitgliedstaaten zugute und entschärfen damit auch die Ungleichgewichte der Nettobelastungen.


�
VI.	Die Konsequenzen ziehen – Ein Sechs-Punkte-Katalog für eine erfolgreiche Reform











Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union müssen sich den politischen Realitäten stellen. Die Agenda 2000 ist ein Bezugsrahmen, der nicht grundsätzlich verschoben werden kann, da kein zweites Paket zur Verfügung steht, das auch nur annähernd einen ähnlich ausgewogenen Kompromiß beinhaltet. Um die Widerstände gegen die Neugestaltung der Gemeinschaftspolitiken und -finanzen zu überwinden, sind vor allem Deutschland und Frankreich gefordert eine gemeinsame Position zu den Kernthemen der Agenda 2000 zu beziehen. Ein Reformpaket, das sowohl einer neuen Ausgewogenheit innerhalb der EU-15, als auch der Vorbereitung auf die Osterweiterung sowie den Herausforderungen einer sich globalisierenden Welt gerecht werden soll, muß folgende Anforderungen erfüllen:





1.	Ablösung der Agrarpreisstützungen durch direkte Einkommensbeihilfen





2.	Kofinanzierung der Einkommensbeihilfen durch die Mitgliedstaaten





3.	Konzentration der Strukturfördermittel





4.	Effektivierung der Zuteilung und Verwendung der Strukturfördermittel





5.	Einführung einer Kappungsgrenze bei den Nettobeiträgen





6.	Verzicht auf eine fixe Obergrenze des EU-Haushaltes





Um diese Vorgaben zu erreichen, darf die Reformdebatte nicht auf eine rein finanzielle Kosten-Nutzen-Rechnung hinauslaufen. Vielmehr sollten die grundsätzlichen Ziele der Union – Frieden, Wohlstand und Solidarität – als Basis der Überlegungen dienen, um der Zwangsvorstellung der Nettobeiträge ein Ende zu bereiten und statt dessen ein gerechtes Abschöpfungssystem kombiniert mit einer in den Augen der Bürger gerechtfertigten Ausgabenzuweisung zu schaffen.


Die Agenda 2000 ist jedoch nur ein erster Schritt, um die Europäische Union auf die Aufgaben der Zukunft vorzubereiten. Die Reformen müssen allerdings 1999 gelingen, da mit der Neugestaltung des Institutionen- und Kompetenzgefüges sowie der Stärkung der außenpolitischen Handlungsfähigkeit noch weitere große Herausforderungen für die Union und ihre Mitgliedstaaten zur Lösung anstehen. Dies kann nur auf der Basis des Solidaritätsprinzips und einer ausgewogenen Lastenteilung gelingen. Nötig wird deshalb die Rekonstruktion europäischer Solidarität im Anpassungs- und Reformprozeß der kommenden Jahre, indem auch das “Europa der Bürger“ mehr als eine Leerformel zur Übertünchung der nationalen Interessengegensätze ist. 


Eine Politik der europaweiten Solidarität braucht eine entsprechende Legitimationsgrundlage. Der Mehrwert europäischer Politiken muß für die Bürger erkennbar und ihr Einfluß auf die europäischen Entscheidungen gestärkt werden. Je grundsätzlicher die gemeinsamen Politiken, Institutionen und Verfahren zu überdenken sind, desto grundsätzlicher wird auch die Neukonzeption des Solidargedankens in der Europäischen Union ausfallen müssen.


Solidarität als Essenz der europäischen Integration
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